
DIE  VERFASSUNG 

 

Art. 30, 129 und  130 

 

Art. 30  Der Gebrauch der in Belgien gesprochenen Sprachen ist frei; er darf nur durch Gesetz und 

allein für Handlungen der öffentlichen Gewalt und für Gerichtsangelegenheiten geregelt werden. 

 

Art. 129 § 1 - [Die Parlamente der Französischen und der Flämischen Gemeinschaft regeln, jedes für 
seinen Bereich,] durch Dekret und unter Ausschluss des föderalen Gesetzgebers den Gebrauch der 
Sprachen für: 
 
 1. die Verwaltungsangelegenheiten, 
 
 2. den Unterricht in den von den öffentlichen Behörden geschaffenen, bezuschussten oder 
anerkannten Einrichtungen, 
 
 3. die sozialen Beziehungen zwischen den Arbeitgebern und ihrem Personal sowie die durch 
Gesetz und Verordnungen vorgeschriebenen Handlungen und Dokumente der Unternehmen. 
 
 § 2 - Diese Dekrete haben jeweils Gesetzeskraft im französischen Sprachgebiet 
beziehungsweise im niederländischen Sprachgebiet, ausgenommen in Bezug auf: 
 
 - die an ein anderes Sprachgebiet grenzenden Gemeinden oder Gemeindegruppen, wo das 
Gesetz den Gebrauch einer anderen Sprache als der des Gebietes, in dem sie gelegen sind, 
vorschreibt oder zulässt. Für diese Gemeinden können die Bestimmungen über den Gebrauch der 
Sprachen für die in § 1 erwähnten Angelegenheiten nur durch ein Gesetz, das mit der in Artikel 4 
letzter Absatz bestimmten Mehrheit angenommen wird, abgeändert werden, 
 
 - die Dienststellen, deren Tätigkeit über das Sprachgebiet, in dem sie errichtet sind, 
hinausgeht, 
 
 - die durch das Gesetz bezeichneten föderalen und internationalen Einrichtungen, deren 
Tätigkeit mehr als eine Gemeinschaft betrifft. 
 
Art. 130 § 1 - [Das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft] regelt durch Dekret: 
 
 1. die kulturellen Angelegenheiten, 

 2. die personenbezogenen Angelegenheiten, 

 3. das Unterrichtswesen in den in Artikel 127 § 1 Absatz 1 Nummer 2 bestimmten  

                Grenzen, 

 



 4. die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinschaften sowie die internationale  

                       Zusammenarbeit, einschließlich des Abschlusses von Verträgen, in den unter den  

                     Nummern 1, 2 und 3 erwähnten Angelegenheiten, 

 5.  den Gebrauch der Sprachen für den Unterricht in den von den öffentlichen Behörden 

                     geschaffenen, bezuschussten oder anerkannten Einrichtungen. 

 Das Gesetz legt die unter den Nummern 1 und 2 erwähnten kulturellen und personen-

bezogenen Angelegenheiten fest sowie die unter Nummer 4 erwähnten Formen der Zusammenarbeit 

und die Art und Weise, wie die Verträge abgeschlossen werden. 

 § 2 - Diese Dekrete haben Gesetzeskraft im deutschen Sprachgebiet. 

 

 


